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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 27. — 


(Nr. 8153.) Geſetz, betreffend Erhöhung der Gebühren der Advokat-Anwalte und Advo⸗ 
katen im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln. Vom 26. Juni 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, was folgt: 
1 


girl | 
Die für die Gebühren der Advokat⸗Anwalte und der Advokaten im Bezirk 

des Appellationsgerichtshofes zu Cöln gemäß den gegenwärtig beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen und Verordnungen geltenden Sätze werden in der Weiſe erhöht, daß 
überall an die Stelle von Franken oder Bruchtheilen eines Franken ebenſoviel 
Deutſche Mark oder Bruchtheile einer Mark treten. 

$. 2. 
Bei allen Landgerichten des Appellationsgerichtsbezirks ſind fortan ohne 
Rückſicht auf die Einwohnerzahl der Städte, in welchen ſie ihren Sitz haben, 
die Gebühren der Advokat⸗Anwalte und der Advokaten nach den gegenwärtig 
bei dem Landgerichte zu Cöln geltenden Sätzen in der durch $. 1. beſtimmten 
Erhöhung zu berechnen. 33 


Die Gebühren für ene Dh oder Geſchäfte, welche, bevor dieſes 
Geſetz in Kraft getreten, vorgenommen ſind, kommen nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften in Anſatz, auch wenn die Inſtanz noch nicht beendigt iſt. 

len f unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 26. Juni 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. 


on 


Jahrgang 1873. (Nr. 8153—8154.) (Nr. 8154.) 


Ausgegeben zu Berlin den 31. Juli 1873. 
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(Nr. 8154.) Emeritirungs- Ordnung für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz 
Hannover. Vom 16. Juli 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen über die Emeritirung ſolcher Pfarrgeiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover, welche wegen Altersſchwäche oder anderer körper⸗ 
licher oder gal ebrechen dienſtunfähig werden, mit Zuſtimmung der Hans 
noverſchen Landesſynode, was folgt: 


§. 1. 


. welche wegen Altersſchwäche oder anderer körperlicher oder 
geiſtiger Gebrechen zur ausreichenden Verſehung ihres Dienſtes untüchtig find, 
ſollen, ſoweit ſie nicht der feſten Anſtellung ermangeln und deshalb einfach vom 
Dienſte entlaſſen werden können, in den Ruheſtand verſetzt werden oder einen 
Gehülfen (Kollaborator) erhalten. 


8 $. 2. 

Iſt ein Geiſtlicher noch fähig, einen weſentlichen Theil ſeines Dienſtes zu 
verſehen, oder iſt anzunehmen, daß die Unfähigkeit nur vorübergehend ſein werde, 
ſo iſt die Beiordnung eines Kollaborators zu verfügen, es müßte denn aus 
beſonderen Gründen eine Verſetzung in den Ruheſtand zur Herbeiführung einer 
ausreichenden Verſehung des Dienſtes unerläßlich ſein. 

Kann dagegen der Geiſtliche wegen dauernder Unfähigkeit keinen weſent⸗ 
lichen Theil ſeines Dienſtes mehr verſehen, oder hat eine wegen vorübergehender 
Dienſtunfähigkeit angeordnete Kollaboratur bereits drei Jahre beſtanden, ohne 
daß die Fähigkeit zur Verſehung eines weſentlichen Theils der Dienſtgeſchäfte 
wieder eingetreten wäre, jo muß in der Regel die Verſetzung in den Ruheſtand 
erfolgen. 

$. 3. 


Geiſtliche, welche nach Erlaß dieſes Geſetzes auf einer Pfarrſtelle oder einer 
SA en Pfarrgehülfenſtelle angeftellt oder auf eine andere Stelle verſetzt wer- 
en, dale bei ihrer Verſetzung in den Ruheſtand Anſpruch auf einen Ruhe⸗ 
gehalt, beſtehend in: 

1) einem Viertel ihrer letzten anrechnungsfähigen Dienſteinnahme (F. 7.), 


2) einem Zuſchuſſe aus dem Emeritirungsfonds ($. 13.), welcher mindeſtens 
Einhundert Thaler betragen, übrigens aber ſo bemeſſen werden ſoll, daß 
der Ruhegehalt dadurch die in den §§. 4. und 5. beſtimmte Höhe erreicht. 


6. 4. 
Der Ruhegehalt für die im F. 3. bezeichneten Geiſtlichen ſoll: 


1) vom vollendeten zehnten Dienſtjahre an mit jedem weiteren Dienſtjahre 
um 1 Prozent, vom vollendeten zwanzigſten Dienſtjahre an um 14 Prozent, 
höchſtens 
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höchſtens jedoch um 50 Prozent der letzten Dienſteinnahme das Viertel 
derſelben ($. 3. Nr. 1.) überſteigen a 


2) vom vollendeten zehnten Dienſtjahre an mindeſtens 300 Thlr. betragen. 


§. 5. 


Eine Erhöhung des Ruhegehalts über die nach $$. 3. und 4. ſich ergeben⸗ 
den Sätze kann bis zum Betrage von 500 Thlrn. durch Beſchluß des Landes- 
konſiſtoriums, mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes der Landesſynode, an ſolche 
Geiſtliche bewilligt werden, bei welchen beſondere Bedürftigkeit mit tadelloſer 
Dienſtführung zuſammentrifft, jedoch darf auch in dieſem Falle der Ruhegehalt 


die Höhe des letzten Dienſteinkommens nicht überſchreiten. 


F. 6. 


Das Dienſtalter wird vom vollendeten 25. Lebensjahre, ſofern bis dahin 
bereits die in der Verordnung vom 4. Mai 1868. vorgeſchriebene Prüfung 
pro ministerio, bezw. die nach §. 11. derſelben Verordnung für die der Pro⸗ 
vinz Hannover nicht Angehörenden dieſe Prüfung erſetzende auswärtige Prüfung 
beſtanden war, ſonſt von dem Zeitpunkte der beſtandenen Prüfung an bis zu 
dem Zeitpunkt berechnet, auf welchen die Verſetzung in den Ruheſtand endgültig 
verfügt wird. Zeiträume von einem halben Jahre und darüber werden für ein 
volles Jahr, Zeiträume darunter gar nicht gerechnet. 

Bei ſolchen, auf welche die Vorſchriften der angezogenen Verordnung 
über Befähigung für das geiſtliche Amt noch keine Anwendung leiden, wird das 
Dienſtalter ſchlechthin vom vollendeten 25. Lebensjahre an gerechnet. 


$. 7. 

Die anrechnungsfähige Dienſteinnahme (§. 3.) wird auf Grund des letzten 
amtlichen Dienſtanſchlages von der Kirchenregierung feſtgeſtellt. 

Eine vorhandene freie Dienſtwohnung iſt bei der Feſtſtellung zu 10 Prozent 
des ſonſtigen anſchlagsmäßigen Dienſteinkommens, höchſtens jedoch zu 120 Thlr. 
zu veranſchlagen. 

Ein Zuwachs je Dienſteinkommen, welcher feit Aufftellung des letzten 
amtlichen Dienſtanſchlages durch Hinzukommen neuer Emolumente oder durch 
wachſenden Ertrag bisheriger entſtanden iſt, kann dabei nur berückſichtigt werden, 
wenn er noch nicht länger als drei Jahre beſtanden hat ohne daß der Stell⸗ 
inhaber auf Berichtigung des Dienſtanſchlages angetragen hätte. 

Perſönliche Gehaltszulagen auf Dienſtzeit, ſowie Einnahmen, welche ein 
Geiſtlicher in ſeiner Ei enſchaft als Ephorus oder Generalfungrintenbent begeht, 
werden angerechnet. Sonſtige Einnahmen, namentlich auch ſolche, welche von 
Fe höheren kirchenregimentlichen Amte bezogen werden „bleiben unberück⸗ 
ichtigt. g 


(Nr. 8154) 57* $. 8. 
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Uebernimmt ein in den Ruheſtand verſetzter Geiſtlicher ein anderes öffent⸗ 
liches Amt, ſo mindert ſich der ihm beigelegte Ruhegehalt während der Dauer 
dieſes Verhältniſſes um den Betrag, um welchen der Ruhegehalt und die mit 
dem fraglichen öffentlichen Amte verbundene Dienſteinnahme zuſammen die letzte 
anrechnungsfähige Dienſteinnahme (F. 7.) überſteigen. 

Verſtirbt ein in den Ruheſtand verſetzter Geiſtlicher mit fang von 
Deſcendenten oder einer Wittwe, fo ſoll diefen der Ruhegehalt noch für ſechs 
Monate, vom Sterbetage des Geiſtlichen an gerechnet, ausgezahlt werden; andern⸗ 
falls hört der Bezug des Ruhegehalts mit dem Sterbemonate auf. Wo 
n mit Deſcendenten konkurrirt, erhält dieſelbe die Hälfte der obigen 

ezüge. 
§ 9. 


Die Wittwe eines in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen hat an dem mit 
der letzten Dienſtſtelle verbundenen Witthum dieſelben Rechte, welche ſie haben 
würde, wenn ihr Ehemann als Inhaber der Stelle verſtorben wäre, und zwar 
ſoll fie gegenüber Wittwen ſpäter auf derſelben Stelle angeſtellter Geiſtlicher als 
erſte Wittwe gelten. 
8 §. 10. 


Wird wegen theilweiſer oder vorübergehender Dienſtunfähigkeit eines Geiſt⸗ 
lichen die Beiordnung eines Kollaborators verfügt, ſo liegt die Ünterfälturig des 
Letzteren zunächſt dem Geiſtlichen ob, jedoch dürfen die Koſten derſelben die 
Dienſteinnahme nicht unter den Betrag mindern, welcher dem Geiſtlichen als 
Ruhegehalt zukommen würde, wenn er zu derſelben Zeit in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt würde. Der Mehrbetrag der Unterhaltungskoſten erfolgt aus den für die 
Ruhegehalte beſtimmten Mitteln (Emeritirungsfonds, vergl. $. 13.). Das Landes⸗ 
konſiſtorium iſt ermächtigt, ausnahmsweiſe mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes der 
Landesſynode eine weitergehende Uebernahme der Unterhaltungskoſten auf dieſe 
Mittel zu bewilligen. Der Gehalt eines auf Grund dieſes Geſetzes anzuſtellenden 
Kollaborators, ſowie der Geldwerth, zu welchem eine vom verpflichteten Geiſt⸗ 
nl leiftende freie Station anzurechnen ift, wird von der Kirchenregierung 
eſtgeſtellt. 

Der zur Unterhaltung eines Kollaborators aus dem Emeritirungsfonds zu 
leiſtende Zuſchuß wird Ei; während der Gnadenzeit fortgezahlt, wogegen die 
zum Genuſſe der Gnadenzeit Berechtigten für deren Dauer die Leiſtungen fort⸗ 
ſuſchen haben, welche dem Geiſtlichen zur Unterhaltung ſeines Gehülfen ob⸗ 
agen. 
; $. 11. 


Die Serfehung eines Geiſtlichen in den Ruheſtand, ſowie die Beiordnung 

eines Kollaborators können ſowohl von Amtswegen als auf Antrag des betreffen⸗ 
den Geiſtlichen geſchehen. ü 

Wird die Maßregel nicht vom Geiſtlichen felbft beantragt, fo iſt derſelbe 

vor endgültiger Verfügung mit ſeinen Einwendungen dagegen zu hören. = 

allen 
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allen Fällen muß dem betheiligten Kirchenvorſtande zu einer Aeußerung über die 
beabſichtigte Maßregel Gelegenheit gegeben werden und der Geiſtliche über die 
beabſichtigte Feſttellung des Ruhegehalts, bezw. der von ihm zur Unterhaltung 
des Kollaborators zu übernehmenden Leiſtungen gehört werden. 

Alle auf Grund dieſes Geſetzes zu erlaffenden Verfügungen, durch welche 
eine Belaſtung des Emeritirungsfonds herbeigeführt wird, bedürfen der vorgängi⸗ 
gen Genehmigung des Landeskonſiſtoriums. 


6. 12. 


Das Viertel der anrechnungsfähigen Dienſteinnahme ($. 3. Nr. 1.) fol 
dem im Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen, ſoweit es ſich von ſeinen, nicht dauernd 
mit der Pfarrſtelle verbundenen Einnahmen berechnet, aus dem Emeritirungs⸗ 
fonds, übrigens aber von dem Dienſtnachfolger nach näherer Anordnung der 
Kirchenregierung 5 werden. Wo indeſſen beim Vorhandenſein mehrerer 
Geiſtlichen in einer Kirchengemeinde ein Aufrücken von der unteren zur oberen 
Stelle ſtattfindet, iſt auch eine derartige Regelung zuläſſig, daß die Abgabe jedes 
mal von dem Inhaber der unterſten Dienſtſtelle geleiſtet wird. 

Soweit und ſo lange durch dieſe dem Stellinhaber obliegende Abgabe die 
Einnahme einer Pfarrſtelle unter den nach dem Geſetze, betreffend die Aufbeſſerung 
ungenügend dotirte 1Pfarrſtellen, erforderlichen Mindeſtertrag, oder die Einnahme 
einer Pfarrgehülfenſtelte unter den nach dem Erachten der Kirchenregierung noth⸗ 
wendigen Mindeſtertrag herabgedrückt wird, iſt die Einnahme der Stelle bis zu 
dem nach dem genannten Geſetze, bezw. nach dem Erachten der Kirchenregierung 
erforderlichen Mindeſtertrag durch Zuſchuß der betreffenden Kirchengemeinde zu 
ergänzen. 
a Der Zuſchuß erfolgt, ſoweit nicht durch Verhandlung mit dem Kirchen- 
vorſtande anderweite Mittel zur Verfügung geſtellt werden, aus der Parochial⸗ 
Kirchenkaſſe, ſoweit dieſe dazu ausreicht und wenn nicht im Falle der Unzuläng⸗ 
lichkeit Dritte ganz oder theilweiſe für ſie einzutreten haben, ſonſt durch Leiſtungen 
der Kirchengemeinde. a 

Ueber das Verhältniß, nach welchem vereinigte Kirchengemeinden zu dem 
Zuſchuſſe beizutragen haben, ſoll, wenn eine Vereinbarung zwiſchen den bethei⸗ 
ligten Kirchenvorſtänden nicht erreicht wird, in unterer Inſtanz nur nach An⸗ 
hörung des Ausſchuſſes der Bezirksſynode, in der Berufungs⸗Inſtanz vom Landes- 
konſiſtorium nur nach Anhörung des Ausſchuſſes der Landesſynode entſchieden 
werden. 

Iſt nach übereinſtimmendem Ermeſſen des Landeskonſiſtoriums und des 
Ausſchuſſes der Landesſynode die betreffende Ange mil im Stande, 
den Zuſchuß, ſei es durch Zahlung ihrer Parochial⸗Kirchenkaſſe, ſei es durch 
Leiſtungen der Gemeindeglieder, aufzubringen, ſo iſt derſelbe auf den Emeriti⸗ 
rungsfonds zu übernehmen. 

$. 13. 

Zur Beſchaffung der Zuſchüſſe zum Ruhegehalte, ſowie der Zuſchüſſe zur 
Unterhaltung von Kollaboratoren, wird ein vom Catdestonfartim "al 98 
waltender 

(Nr. 8154.) „Eme⸗ 
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„Emeritirungsfonds für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz 
i Hannover“ 
richtet. 
errichtet 9. 14. 
Dem Emeritirungsfonds fließen außer den durch Unſeren Exlaß vom heu⸗ 
tigen Tage aus dem Kloſterfonds bewilligten Zuſchüſſen folgende Einnahmen zu: 
1) Eine jährliche Abgabe derjenigen Geiſtlichen, welche nach Erlaß dieſes 
Geſetzes feſt angeſtellt oder auf eine andere Stelle verſetzt werden. 
Dieſelbe iſt nach Prozenten der anrechnungsfähigen Dienſteinnahme, 
ſoweit dieſelbe in 25 Thalern aufgeht, zu berechnen und ſoll betragen: 
a) bei einer Dienſteinnahme von 500 Thlrn. inkl. bis 800 Thlr. exkl. 
3% Prozent, 
b) bei Miche Dienſteinnahme von 800 Thlrn. inkl. bis 1200 Thlr. exkl. 
1 Prozent, 
e) bei 5 5 Dienſteinnahme von 1200 Thlrn. inkl. und darüber 
12 Prozent. 
Die Abgabe wird in vierteljährigen Raten am 2. Januar, 1. April, 
1. Juli und 1. Oktober im Voraus gezahlt und während der Vakanz⸗ 
zeit von demjenigen entrichtet, welcher die Einnahmen der Stelle bezieht. 
Geiſtliche mit einer anrechnungsfähigen Dienſteinnahme unter 
500 Thlr. bleiben von der Abgabe frei. a 
Eine einmalige Abgabe derjenigen bereits vor Erlaß dieſes Geſetzes an⸗ 
geſtellten Geiſtlichen, welche nach Erlaß deſſelben auf eine andere Stelle 
verſetzt werden. Dieſelbe erfolgt nur bei der erſten nach Erlaß dieſes 
Geſetzes ſtattfindenden Verſetzung des Geiſtlichen. Ihr Betrag ſoll der 
Summe der jährlichen Beiträge gleichkommen, welche der betreffende 
Geiſtliche nach Nr. 1. zu zahlen gehabt hätte, wenn er am Tage nach 
Erlaß dieſes Geſetzes angeſtellt wäre, und in vier gleichen Raten an den 
auf den Dienſtantritt folgenden Vierteljahrsterminen entrichtet werden. 
Stirbt der Geiſtliche, ſo erliſcht die Zahlungspflicht hinſichtlich der erſt 
nach dem Tode fällig werdenden Raten. Ein vor Ablauf der Termine 
erfolgender ee dagegen ändert die Zahlungspflicht nicht. 
(Vergl. übrigens $. 18.) 
Ein durch Beiträge der Bezirks⸗Synodalkaſſen aufzubringender jährlicher 
Zuſchuß, deſſen Geſammtbetrag ſo bemeſſen wird, daß auf jede in der 
Landeskirche der Provinz vorhandene Pfarr- oder ſtändige Pfarrgehül⸗ 
fenſtelle 5 Thaler fallen. 
Die Beiträge erfolgen nach demſelben Fuße, welcher in Gemäß⸗ 
heit des $. 82. der Kirchenvorſtands⸗ und Synodalordnung vom 4. Ok⸗ 
tober 1864. für die Koften der Landesſynode gilt. 


K. 15. 
Das Landeskonſiſtorium hat jährlich die über den Emeritirungsfonds ge⸗ 


führte Rechnung, nachdem dieſelbe revidirt iſt, dem Ausſchuſſe der Landesſynode 
zur Einſicht vorzulegen. je 
eber⸗ 


2 


— 


3 


— 
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Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 16. 


Den gegenwärtig vorhandenen vollſtändig emeritirten Geiſtlichen verbleiben 
ihre bisherigen Bezüge. 

Was dazu oder pur Beſoldung des Dienſtnachfolgers eines Emeritus nach 
der getroffenen Regelung von Stellinhabern, Kirchenkaſſen oder Kirchen⸗ 

emeinden beizutragen iſt, wird dieſen an den ihnen nach dieſem Geſetze an den 
Emeritirungsfonds abzuführenden jährlichen Leiſtungen für die Dauer des ges 
genwärtigen Emeritirungsverhältniſſes abgeſetzt. 

Den Wittwen und Deſcendenten der geaenwärtig vorhandenen vollſtändig 
emeritirten Geiſtlichen verbleiben diejenigen Rechte, welche ihnen nach bisheriger 
Ordnung zuſtanden. 

$. 17. 


Geiſtlichen, welchen ſchon vor Erlaß dieſes Geſetzes wegen dauernder 
änzlicher oder theilweiſer Dienſtunfähigkeit ein Kollaborator beigeordnet war, 
Br, wenn fie nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes in den Ruheſtand verſetzt 
werden müſſen, der in Gemäßheit des Geſetzes, jedoch nach Abſatz von 10 Pro- 
zent der anrechnungsfähigen Dienſteinnahme, zu berechnende Ruhegehalt zu Theil 
werden. Dabei find diejenigen Dienſtjahre, während welcher das Kollaboratur⸗ 
verhältniß beſtanden hat, nur zur Hälfte anzurechnen. Jedoch ſollen dieſe Be⸗ 
fe egg nur wirkſam werden, ſoweit der Betrag des geſetzlichen Ruhegehalts 
ie Hälfte der anrechnungsfähigen Dienſteinnahme und das im $. 4. feſtgeſetzte 
Minimum überſteigt. i . 

So lange die Verſetzung in den Ruheſtand nicht eintritt, verbleibt es hin⸗ 
Dich der Unterhaltung des Kollaborators bei der getroffenen Regelung. Auf 
ie danach von Kirchenkaſſen oder Kirchengemeinden zum Unterhalte des Kolla⸗ 
borators zu leiſtenden Beiträge findet die Beſtimmung des $. 16. S. 2. analoge 


Anwendung. 8. 18 


Alle übrigen, bereits vor Erlaß dieſes Geſetzes angeſtellten Geiſtlichen 
haben, wenn ſie auf ihrer gegenwärtigen Dienſtſtelle in den Ruheſtand verſetzt 
werden, lediglich Anſpruch auf dasjenige, was ihnen nach bisher geltendem Rechte 
in ſolchem Falle zukommt, ſofern ſie nicht binnen einer vom Landeskonſiſtorium 
vorzuſchreibenden Friſt die Erklärung abgeben, daß fie die im §. 14. Nr. 1. 
feſtgeſetzte Abgabe von Erlaß dieſes Geſetzes, die Inhaber von Stellen unter 
500 Thaler von der Zeit einer Erhöhung ihrer Dienſteinnahme auf mindeſtens 
500 Thaler an che die 5 1 

eiſtliche, welche dieſe Erklärung abgeben, bleiben bei etwaiger Verſetzu 
von der im H. 14. Nr. 2. feſtgeſetzten Abgabe verſchont, und 122 Pr: 
des demnächſt zu beanſpruchenden Ruhegehalts den erſt nach Erlaß dieſes Ge, 
etzes angeftellten Geiſtlichen gleichgeftellt; doch foll ihnen bei Berechnung des 
uhegehalts, falls ſie früher länger als fünf Jahre als Pfarramtsgehülfen 
(Nr. 8154.) (Kol 


a 


(Kollaboratoren, Adjunkten, Kooperatoren, Reiſeprediger u. ſ. w.) angeftellt ge 
ie find, jedes weitere Dienſtjahr in dieſer Stellung doppelt angerechnet 
werden. 


Schlußbeſtimmungen. 


$. 19. 


Verpflichtungen zu Gewährung von wit in Emeritirungsfällen, 
welche aus beſonderen Gründen Dritten obliegen, ſollen durch dieſes Geſetz nicht 
geändert werden. 

Soweit hierdurch der Ruhegehalt oder der Unterhalt des Gehülfen be⸗ 
ſchafft wird, mindern ſich die Leiſtungen des Emeritirungsfonds, beziehungsweiſe 
des Geiſtlichen für den Gehülfen. . 

Werden durch ſolche Verpflichtungen in Betreff der Geiſtlichen einer 
Pfarrgemeinde diejenigen Leiſtungen, welche nach dieſem Geſetze dem Emeritirungs⸗ 
fonds ($. 13.) obliegen, nach dem Ermeſſen des Landeskonſiſtoriums vollftän- 
dig geſichert, ſo ſind dieſe Geiſtlichen, wie die Pfarrgemeinde, auf ihren Antrag 
von allen Zahlungen für den Emeritirungsfonds freizulaſſen. 


$. 20. 


Das Landeskonſiſtorium wird, rag der Befugniſſe, welche nach 
§. 7. der Verordnung vom 17. April 1866., betreffend die Errichtung eines 
evangeliſch-lutheriſchen Landeskonſiſtoriums, dem Kultusminiſter in den zum 
Geſchäftskreiſe des Landeskonſiſtoriums gehörigen e e zuſtehen, mit 
der Ausführung dieſes Geſetzes, welches mit dem 1. Oktober d. J. in Kraft 
tritt, beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 16. Juli 1873. 


(I. S.) Wilhelm. 
Falk. 


(Nr. 8155.) 
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(Nr. 8155.) Kirchengeſetz, betreffend die Gnadenzeit in der evangelicch lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover. Vom 16. Juli 1873. 


0 * 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen über die Gnadenzeit in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover, mit Zuſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


F. 1. 

Die Gnadenzeit ſoll für die zum Genuſſe derſelben berechtigten Hinter⸗ 
bliebenen aller Pfarrgeiſtlichen, Superintendenten und General⸗Superintendenten 
in Zukunft ein halbes Jahr, vom Sterbetage des Geiſtlichen an gerechnet, dauern. 

Tragen indeß die zur Gnadenzeit Berechtigten die Koſten für die Unterhaltung 
eines dem verſtorbenen Geiſtlichen beigeordnet geweſenen Gehülfen (Kollaborator, 
Adjunkt ꝛc.) während der Gnadenzeit oder eines Theils derſelben ganz oder theil⸗ 
weiſe, ſo ſoll eine verhältnißmäßige Verlängerung der Gnadenzeit eintreten, deren 
Dauer im einzelnen Falle von der Kirchenregierung nach den Umſtänden zu 
bemeſſen iſt, jedoch niemals das im F. 4. feſtgeſetzte Maaß überſteigen darf. 


$. 2. 

Soweit die Koſten des Transports der vikarirenden Geiſtlichen bisher den 
Gnadenzeitberechtigten oblagen, ſind ſie in Zukunft während der Gnadenzeit von 
den Kirchengemeinden, deren Pfarre vakant ift — vorbehaltlich der kraft beſon⸗ 
deren Rechtstitels gegen Dritte etwa zu verfolgenden Anſprüche — zu tragen 
und falls nicht vom Kirchenvorſtande unter Genehmigung der ihm Vorgeſetzten 
die Kirchengemeinde vor der Parochialkirchenkaſſe heranzuziehen beſchloſſen wird, 
aus der Parochialkirchenkaſſe, ſoweit dieſe dazu ausreicht und wenn nicht im Falle 
der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder theilweiſe für ſie einzutreten haben, ſonſt 
durch Fa er der Kirchengemeinde zu decken. 


§. 3. 
Sofern die Gnadenzeit nach jetzt Sin Rechte länger als ein halbes 
Jahr dauert oder von einem ſpäteren Zeitpunkte als dem Sterbetage an ge⸗ 
rechnet wird, finden die Vorſchriften in $$. 1. und 2. keine Anwendung auf die 
Hinterbliebenen der bereits angeftellten und nicht etwa nach Erlaß dieſes Geſetzes 
auf eine andere Stelle verſetzten Geiſtlichen. 


$. 4. 
Die Kirchenregierung behält die dec Jahn aus beſonderen Gründen die 
Gnadenzeit — jedoch nicht über ein halbes Jahr — zu verlängern. 
. 

An den Beſtimmungen über die Gnadenzeit bei in Ruheſtand verſetzten 
oder ſonſt entlaſſenen Geiftlichen wird durch gegenwärtiges Geſetz nichts 1 8 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 16. Juli 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 
Falk. 
Jahrgang 1873. (Nr. 8155.) 58 Be⸗ 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſions-Urkunde vom 23. November 1872., betreffend 
den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn zur Verbindung mehrerer Stein- 
kohlengruben mit Aachen und Stolberg durch die Aachener Induſtrie-Bahn⸗ 
Aktiengeſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen 
Nr. 29. S. 115. bis 118., ausgegeben den 26. Juni 1873. 


2) das Allerhöchſte 1 vom 24. März 1873. wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen des Kreiſes Memel im Betrage von 
80,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königs⸗ 
berg Nr. 19. S. 93. bis 95., ausgegeben den 8. Mai 1873.; 


3) das am 9. April 1873. Allerhöchſt vollzogene Statut für den Verband 
ur Regulirung des Germauer Mühlenfließes im Kreiſe Fiſchhauſen durch 
as Amtsblatt der Königl. Regierung a Königsberg Nr. 24. S. 117. 
bis 121., ausgegeben den 12. Juni 1873. 


4) das am 5. Mai 1873. Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ronneyer 
Sommer ⸗Deichverband durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Magdeburg Nr. 25. S. 199./200., ausgegeben den 21. Juni 1873.) 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Mai 1873., betreffend die unter Ver⸗ 
leihung des Expropriationsrechts ertheilte Genehmigung zum Ausbau 
mehrerer Kreis⸗Chauſſeen im Kreiſe ge Regierungsbezirk Marien: 
werder, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder 
Nr. 29. S. 123., ausgegeben den 16. Juli 1873.; 


6) das Allerhöchſte . vom 12. Mai 1873. wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen des Strasburger Kreiſes 
im Betrage von 75,000 Thalern V. Emiſſion durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 29. S. 123. bis 125., ausge⸗ 
geben den 16. Juli 1873., 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Mai 1873., betreffend das der Gemeinde 
Borbeck im Kreiſe Eſſen verliehene Expropriationsrecht für den Ausbau 
der ſogenannten Bocholter Landſtraße von der Eſſen⸗Ruhrorter Staats⸗ 
ſtraße ab bis zu der Brücke der Waſſerſtation der Eiſenhütte Phönix, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 26. 
S. 318., ausgegeben den 28. Juni 1873. 


8) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. Mai 1873. wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen über eine Anleihe der Stadt Hük⸗ 
keswagen von 100,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Düſſeldorf Nr. 26. S. 316. bis 318., ausgegeben den 

28. Juni 1873. 
9) der 
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9) der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Mai 1873., betreffend die der Berlin 
Phosphate Sewage and Manure Company, limited (Berliner Aktien⸗ 
geſellſchaft für Abfuhr und Phosphat» Düngerfabrifation) zu London 
ertheilte Erlaubniß zum Erwerben mehrerer im Kreiſe Teltow belegenen 
Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
Nr. 28. (Beilage), ausgegeben den 11. Juli 1873.; 


10) der Allerhöchſte Erlaß vom 14. Juni 1873., betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der in Folge des Privilegiums vom 24. Januar 1870. 
(Geſetz-Samml. S. 94.) im Betrage von 250,000 Thalern aufgenom⸗ 
menen Anleihe der Stadt Bochum von 5 auf 44 Prozent, mit dem An⸗ 
fange des Jahres 1874. beginnend, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Arnsberg Nr. 28. S. 171., ausgegeben den 12. Juli 1873. 


Redigirt im Büreau des Staats-⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 
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